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Die Gemeinde Feuerthalen erlässt, gestützt auf § 45 des kantonalen Planungs- und Baugesetzes 
(PBG) vom 7. September 1975 (PBG in der Fassung nach 28.2.2017) und unter Vorbehalt 
vorgehenden eidgenössischen und kantonalen Rechts, für ihr Gemeindegebiet die nachstehende 
Bau- und Zonenordnung. 

I. ZONEN, ZONENPLAN UND EMPFINDLICHKEITSSTUFEN  
 
ARTIKEL 1  

Zonen  
Zonen und Empfindlichkeitsstufen 
Das Gemeindegebiet ist, soweit es sich nicht um Wald handelt oder nicht kantonalen oder 
regionalen Nutzungszonen zugewiesen ist, in folgende Zonen eingeteilt und den nachstehenden 
Empfindlichkeitsstufen (ES) zugewiesen: 

1. Bauzonen  ES 
 a) Kernzonen   
  - Kernzone A KA III 
  - Kernzone B KB  
   • „Langwiesen“  III 
   • „Reformierte Kirche“  II 
    

 b) Quartiererhaltungszone QEZ II 
  - QEZ 30 Kirchstrasse   
  - QEZ 25 Dahlienstrasse    
    

 c) Wohnzonen   
  - Wohnzone W/1.2 II 
  - Wohnzone W/1.6 II 
  - Wohnzone W/2.0 II 
  - Wohnzone W/2.5 II 
  - Wohnzone mit Gewerbeerleichterung WG/2.0 III 
  - Wohnzone mit Gewerbeerleichterung WG/2.5 III 
    

 d) Gewerbezone/Industriezone   
  - Gewerbezone G/3.5 III 
  - Industriezone I/5.0 III 
    

 e) Zone für öffentliche Bauten öB *) 
    

 f) Erholungszone   
  - Erholungszone a (Familiengärten) Ea III 
  - Erholungszone b (Campingplatz, Strandbad) Eb III 
    

2. Weitere Zonen   
 a) Freihaltezone F - 
 b) Reservezone R - 
    

*) differenzierte ES-Zuordnung gemäss Eintrag im Zonenplan 
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ARTIKEL 2  

Massgebende Grundlagen  
Zonenplan 
Abs. 1  
Für die Abgrenzung der Zonen und für rechtlich erhebliche Unterscheidungen innerhalb der Zonen 
ist der Zonenplan 1:5000 massgebend. Ein in kleinerem Massstab erstellter Zonenplan dient 
lediglich der Orientierung und ist rechtlich nicht verbindlich. 
Ergänzungspläne 
Abs. 2  
Die Wald- und Gewässerabstandslinien sowie der Kernzonenplan sind in Ergänzungsplänen in 
unterschiedlichen Massstäben dargestellt. 
Rechtsverbindlichkeit und Einsehbarkeit 
Abs. 3  
Die massgebenden Pläne sowie die Inventare des Natur- und Heimatschutzes können auf der 
Gemeindeverwaltung eingesehen werden. 
 
 

II. BESTIMMUNGEN FÜR DIE BAUZONEN 

A. Kernzonen 
ARTIKEL 3  

Zweck  
Kernzone KA 
Abs. 1  
Die Kernzone A bezweckt die Erhaltung und sorgfältige Erneuerung sowie Erweiterung des 
historischen Dorfkerns und seiner städtisch geprägten Umgebung. 
Kernzone KB 
Abs. 2  
Die Kernzone B bezweckt die Erhaltung und sorgfältige Erneuerung sowie Erweiterung der Dorf-
struktur und seiner ländlichen Umgebung. 
 
ARTIKEL 4  

Einordnungsanforderung  
Grundsatz 
In den Kernzonen werden an die architektonische und ortsbauliche Gestaltung besondere An-
forderungen gestellt. Um-, Ersatz- und Neubauten sollen zur Erhaltung und Weiterentwicklung 
des Orts- und Strassenbildes beitragen. Bauten und Anlagen müssen sich sowohl in ihrer Ge-
samtwirkung als auch in einzelnen Aspekten wie Situierung und Ausmass, Gliederung und Dach-
form, Materialien und Farbgebung, Terrain- und Umgebungsgestaltung gut in die Umgebung ein-
ordnen. 
 
ARTIKEL 5  

Erleichterungen für besonders gute Projekte  
Fachbeurteilung 
Bei besonders guter Gestaltung von Neu- und Ersatzneubauten sowie Anbauten an herköm-
mliche Bauten mit zeitgenössischer Architektur, die das Ortsbild qualitätsvoll weiterentwickeln, 
können Abweichungen von den Kernzonenvorschriften über die Art. 10, Art. 11 und Art. 12 
(Fassaden-, Dach- und Umgebungsgestaltung sowie Dachform) sowie über die Materialisierung 
bewilligt werden. Solche Abweichungen setzen eine Beurteilung durch ein Fachgremium bzw. 
einer Fachperson voraus. 
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ARTIKEL 6  

Nutzweise  
Zulässige Nutzungen 
Abs. 1  
In den Kernzonen KA und KB “Langwiesen” sind Wohnungen, Büros, Gaststätten, Ateliers, 
Praxen und höchstens mässig störende Betriebe zulässig. 
Abs. 2  
In der Kernzone KB “Reformierte Kirche” sind Wohnungen, Büros, Ateliers, Praxen und nicht 
störende Betriebe zulässig. 
 

ARTIKEL 7  

Bestehende Gebäude  
Rot bezeichnete Gebäude 
Abs. 1  
Die im Kernzonenplan rot bezeichneten Gebäude oder Gebäudeteile sind für den Ortsteil 
wichtige Bauten, welche den Strassenraum prägen. Sie dürfen nur unter Beibehaltung der Lage, 
des Gebäudeumrisses, des Gebäudeprofils, der Hauptfirstrichtung und der wesentlichen 
Elemente des Erscheinungsbildes umgebaut oder ersetzt werden. Geringfügige Abweichungen 
können gestattet oder angeordnet werden, wenn dies im Interesse der Wohnhygiene, des 
Ortsbildschutzes oder der Verkehrssicherheit liegt. Grössere Abweichungen zur Sicherung des 
Gewässerraums, insbesondere wenn der Raumbedarf des Gewässers dies für den 
Hochwasserschutz erfordert, bleiben vorbehalten. Weitergehende Abweichungen im Sinne von 
Art. 5 bleiben vorbehalten. 
Übrige bestehende Gebäude 
Abs. 2  
Die übrigen bestehenden Gebäude dürfen im bisherigen und unter Beibehaltung des 
Erscheinungsbildes umgebaut oder nach den Neubauvorschriften neu erstellt werden. 
Unterschutzstellung 
Abs. 3  
Vorbehalten bleiben Unterschutzstellungen. 
 
ARTIKEL 8  

Neubauten  
Grundmasse  
Abs. 1  
Es gelten folgende Grundmasse: 

  KA KB  
- Kleiner Grundabstand (m) min. 3.5 3.5  
- Grosser Grundabstand (m) min. 6.0 6.0  
- Fassadenhöhe traufseitig (m)  max.  7.5 7.5  
- Fassadenhöhe giebelseitig (m) max.  14.5 14.5  
- Gebäudelänge/Gesamtlänge (m) max.  40.0 30.0  
 

Aufteilung der zulässigen Nutzung 
Abs. 2  
Die Aufteilung der zulässigen Nutzung auf Dach-, Unter- und Vollgeschosse ist im Rahmen der 
erlaubten trauf- und giebelseitigen Fassadenhöhe frei. 
Grosser Grundabstand 
Abs. 3  
Der grosse Grundabstand gilt für die Gebäudeseite mit der grössten Fensterfläche an Wohn-, 
Schlaf- und Arbeitsräumen. 
Geschlossene Bauweise 
Abs. 4  
Das Zusammenbauen mehrerer Gebäude bis zur zulässigen Gesamtlänge ist gestattet. 
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ARTIKEL 9  

Stellung  
Prägende Fassaden 
Abs. 1  
Sind im Kernzonenplan prägende Fassaden festgelegt, so ist die bisherige Lage der entsprech-
enden Fassade beizubehalten. Abweichungen zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit oder 
zur Sicherung des Gewässerraums, insbesondere wenn der Raumbedarf des Gewässers dies für 
den Hochwasserschutz erfordert, bleiben vorbehalten. 
Strassenabstand 
Abs. 2  
Das Bauen auf oder das Näherbauen an die Strassengrenze ist gestattet oder kann vorge-
schrieben werden, wenn dadurch das Ortsbild verbessert und die Verkehrssicherheit und die 
Wohnhygiene nicht beeinträchtigt werden. 
 
ARTIKEL 10  

Fassaden  
Materialien und Farben 
Abs. 1 
Die Fassaden bei Um- und Neubauten haben die typischen Merkmale der herkömmlichen 
Kernzonenbauten in der jeweiligen Umgebung zu beachten und in zeitgemässer Form zu 
berücksichtigen (Fenster, Türen, Balkone, Proportionen, Materialien, Farben). Bei Renovationen 
sind nach Möglichkeit die ursprünglichen Materialien zu verwenden. 
Abs. 2 
Mauerwerk ist zu verputzen und in hellen Farbtönen zu halten. Riegelwerk ist in herkömmlichen 
Farbtönen zu halten. Bretterverschalungen sind roh zu belassen oder mit lasierenden Anstrichen 
in herkömmlichem Farbton zu halten. 
Abs. 3 
Wo die bauliche Umgebung dies erfordert sowie Art und Charakter der Umbaute es rechtfertigen 
und gestatten, ist die Fachwerkbauweise wieder herzustellen. 
Balkone und Lauben  
Abs. 4  
Balkone und Lauben dürfen nicht über den Dachvorsprung hinausreichen und haben aus orts-
üblichen Materialien zu bestehen. Auf der von der Strasse abgewandten, rückwärtigen Gebäude-
seite dürfen Balkone auch als eigenständige Konstruktion in zeitgemässer Architektur in Er-
scheinung treten und über den Dachvorsprung hinausragen. Bei Ersatz- und Neubauten sowie 
Umnutzungen sind auch innenliegende Balkone zulässig. 
Fenster 
Abs. 5  
In der Kernzone KA haben Fenster hochrechteckige Formen aufzuweisen und sind mit einer 
Sprossenteilung zu versehen. Reihenfenster und Schaufenster sind klein zu halten und in 
Anpassung an die übrigen Fenster mit vertikalen Pfosten zu unterteilen und zu gliedern. In allen 
Kernzonen haben die Grösse und Verteilung der Fenster in einem ausgewogenen Verhältnis zur 
Fassadenfläche zu stehen. 
Türen und Fensterläden 
Abs. 6  
Türen und Fensterläden sind in Form, Material und Gestaltung auf die Fenster, die Holzteile und 
die gesamte Fassadengestaltung abzustimmen. Bei Neu- und Ersatzbauten sind auch Rollläden, 
Schiebeläden und Markisen zulässig. 
Aussentreppen 
Abs. 7  
Aussentreppen sind in herkömmlich wirkenden Formen und Materialien auszuführen, wie z.B. 
Holz, Sandstein oder Kunstsandstein. 
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ARTIKEL 11  

Dächer  
Dachneigung 
Abs. 1  
Bei Hauptgebäuden sind nur Satteldächer mit beidseits gleicher Neigung bis höchstens 45° alter 
Teilung zulässig, wobei im untersten Teil des Daches konstruktiv bedingte Reduktionen der 
Dachneigung (Aufschieblinge) gestattet sind. Für Klein- und Anbauten im Sinne von § 2a ABV 
sind auch Flach- und Pultdächer zulässig. 
Dacheindeckung 
Abs. 2  
Für die Dacheindeckung sind rötlich bis braune Tonziegel zu verwenden. Wo Art und Stellung 
des Gebäudes dies rechtfertigen, sind Dächer mit Biberschwanzziegeln einzudecken. Die Dach-
eindeckung hat sich bezüglich Material und Farbgebung den ortsüblichen Verhältnissen anzu-
passen. 
Dachvorsprünge 
Abs. 3  
Das Dach ist allseitig vorspringend zu gestalten. Die Trauf- und Ortgesimse sind schlank zu ge-
stalten. Ortgangziegel sind nicht gestattet. 
Dachaufbauten 
Abs. 4  
Dachaufbauten zur Belichtung und Belüftung des ersten Dachgeschosses können in Form von 
Giebellukarnen oder Schleppgauben bewilligt werden, sofern sie die Geschlossenheit der Dach-
fläche nicht zerstören sowie ansprechend gestaltet und gut verteilt sind. Die Front und die seit-
lichen Wände der Dachaufbauten müssen in Farbe und Material auf das Dach und das Gebäude 
abgestimmt werden. Für Dachaufbauten soll dasselbe Bedachungsmaterial verwendet werden 
wie für das Hauptdach. Die Trauflinie des Hauptdaches darf nicht unterbrochen werden. Für 
Dachaufbauten gelten folgende maximalen Masse: 

 KA KB  
- Gesamtbreite aller Aufbauten der 
 betreffenden Fassadenlänge 

1/3 1) 1/2  

- Frontfläche von Giebellukarnen (m2) 2.5 3.0  
- Frontfläche von Schleppgauben (m2) 1.2 1.5  
- Fronthöhe von Schleppgauben (m) 0.8 1.2  
1)

 Bei Gebäuden innerhalb des im Zonenplan bezeichneten Bereiches dürfen rheinseitige Dachaufbauten insgesamt nicht breiter als 1/6 
der betreffenden Fassadenlänge sein. 
 

Dacheinschnitte 
Abs. 5  
Dacheinschnitte sind nicht gestattet. 
Dachflächenfenster 
Abs. 6  
Vereinzelte Dachflächenfenster von max. 0.47 m2 Glasfläche sind gestattet. 
Dachflächenfenster in Solaranlagen integriert 
Abs. 7  
Bei grossflächigen, gestalterisch sorgfältig ausgebildeten Solaranlagen dürfen anstelle eines 
Solarmoduls auch einzelne grössere Dachflächenfenster eingefügt werden. Sie sind unauffällig 
und flächenbündig in die Solaranlage zu integrieren. 
Dachflächenlichtbänder 
Abs. 8  
Horizontale Dachflächenlichtbänder sind zulässig. Sie sind in ihrer Gesamtwirkung auf das 
Erscheinungsbild des Gebäudes abzustimmen. 
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Kamine 
Abs. 9  
Kamine sind in Anzahl und Grösse auf das technisch notwendige zu beschränken. Bei Umbauten 
sind im Kernzonenplan rot bezeichneten Gebäuden die Kamine in der Regel mit herkömmlichen 
Kaminhüten auszustatten. Bei Neu- und Ersatzbauten sind auch zeitgemässe Formen zulässig, 
sofern sie sich gut in das Ortsbild einordnen. 
Abs. 10 Technische Aufbauten 
Nach aussen stark in Erscheinung tretende technische Aufbauten sind auf den Dächern nicht 
zulässig. Ausgenommen sind übliche Sanitärentlüftungen und dergleichen. 
 

ARTIKEL 12  

Umgebung  
Abs. 1 Grundsatz zur Gestaltung der Aussenräume 
Die traditionelle Umgebungsgestaltung ist zu erhalten und bei Neubauten möglichst weitgehend 
zu übernehmen. Insbesondere sind nach Möglichkeit offene, chaussierte oder gepflästerte Haus-
zugänge sowie mit niedrigen Sockelmäuerchen und/oder ortsüblichen Zäunen eingefasste Vor-
gärten zu schaffen bzw. zu erhalten. 
Abs. 2 Besondere Aussenräume 
Die im Kernzonenplan bezeichneten besonderen Aussenräume sind als Ganzes in ihrem her-
kömmlichen Charakter zu erhalten (Chaussierungen, Pflästerungen, Brunnenplätze, Bäume, 
Gärten, Mauern und Einfriedungen). 
Abs. 3 Freiräume 
Die im Kernzonenplan bezeichneten Freiräume dürfen nicht überbaut oder von Abstellplätzen 
beansprucht werden. Örtliche Abweichungen sind zulässig, wenn diese ausserhalb des Ufer-
streifens bzw. des Gewässerraumes liegen und der Zweck der Freihaltung nicht wesentlich 
beeinträchtigt wird. 
Abs. 4 Terrainhöhe 
Die Höhenlage der Gebäude ist so anzusetzen, wie dies der herkömmlichen Bauweise entspricht. 
Insbesondere kann verlangt werden, dass das Untergeschoss als Sockelgeschoss ausgebildet 
wird. Am massgebenden Terrain sind möglichst wenig Änderungen vorzunehmen. 
Abs. 5 Bepflanzung 
Es sind einheimische, standortgerechte Baumarten zu verwenden. 
Abs. 6 Markante Bäume 
Die im Kernzonenplan bezeichneten Bäume sind zu erhalten und bei Abgang unter Wahrung der 
Verkehrssicherheit zu ersetzen. 
Abs. 7 Brunnen 
Die im Kernzonenplan bezeichneten Brunnen sind einschliesslich der Brunnenplatzpflästerung zu 
erhalten. Bei einem Ersatz infolge bautechnischer Mängel sind sie durch Brunnen mit gleich-
wertiger ortstypischer Erscheinung zu ersetzen. 
Abs. 8 Garagen/Autoabstellplätze 
Garagen, Autoabstellplätze und Zufahrten zu Tiefgaragen sind unter Wahrung der Verkehrs-
sicherheit möglichst unauffällig ins Ortsbild einzugliedern. 
Abs. 9 Reklame 
Es sind nur unaufdringliche Werbeformen, die den Charakter von Strassenzügen und Aussen-
räumen nicht beeinträchtigen, zulässig. 
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ARTIKEL 13  

Bewilligungspflicht für Abbrüche  
Abbrüche 
Der Abbruch von Gebäuden oder Gebäudeteilen ist bewilligungspflichtig. Er darf bewilligt werden, 
wenn die Bau- und Anlagelücke das Ortsbild nicht beeinträchtigt oder wenn die Erstellung des 
Ersatz- oder Neubaus gesichert ist. 
 

B. Quartiererhaltungszone 
ARTIKEL 14  

Zweck  
Quartiererhaltungszonen bezwecken: 
• die Wahrung des jeweiligen Quartiercharakters mit der baulichen und aussenräumlichen 

Gliederung, 
• die zeitgemässe Erneuerung und massvolle Ergänzung der Bauten. 

 
ARTIKEL 15  

Grundsatz  
Gestaltung 
Veränderungen sind so zu gestalten, dass die prägenden strukturbildenden Merkmale erhalten 
bleiben. Zu beachten sind insbesondere die Ausrichtung und der architektonische Ausdruck be-
stehender und neuer Gebäude (Stellung, Form, Proportion, Dimensionen und Dachgestaltung) 
sowie die Gestaltung der Aussenräume. 
 
ARTIKEL 16  

Grundmasse  
Für die nachstehenden Quartiererhaltungszonen gelten die folgenden Grundmasse: 

  Kirchstrasse Dahlienstrasse  
- Überbauungsziffer (%) max. 30 25  
- Kleiner Grundabstand (m) min. 3.5 3.5  
- Grosser Grundabstand (m) min. 10.0 10.0  
- Fassadenhöhe traufseitig (m) max. 7.5 7.5  
- Fassadenhöhe giebelseitig (m) max. 14.5 14.5  
- Gebäudelänge/Gesamtlänge (m) max. 18.0 18.0  
 
ARTIKEL 17  

Gebietsspezifische strukturbildende Merkmale  
Kirchstrasse 
Abs. 1  
Um- und Neubauten in der Quartiererhaltungszone Kirchstrasse haben sich an den folgenden 
quartierspezifischen Merkmalen zu orientieren: 
• 2 Vollgeschosse 
• traufständig zur Strasse 
• einheitlicher Strassenabstand 
• erhöhte Lage 
• freistehend oder als Doppelhäuser ausgebildete Gebäude 
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Dahlienstrasse 
Abs. 2  
Um- und Neubauten in der Quartiererhaltungszone Dahlienstrasse haben sich an den folgenden 
quartierspezifischen Merkmalen zu orientieren: 
• 2 Vollgeschosse mit grosszügigem Umschwung 
• qualitätsvolle Gartenbereiche 
• nahtlose Übergänge zu den angrenzenden Quartierstrassen 
• offene Bauweise mit Punktstruktur 
 
ARTIKEL 18  

Bauweise  
Offene und geschlossene Bauweise 
In den Quartiererhaltungszonen gilt im Grundsatz die offene Bauweise. Das Zusammenbauen 
von Gebäuden bis zur zulässigen Gesamtlänge ist zulässig. 
 

ARTIKEL 19  

Nutzweise  
Für die Quartiererhaltungszonen gilt die Nutzweise gemäss Art. 26 Abs. 1 BZO. 
 
ARTIKEL 20  

Dächer  
Dachformen 
Abs. 1  
Es sind nur Schrägdächer zulässig. 
Abs. 2 
Für Gebäude mit einer grössten Höhe von 4 m und einer Grundfläche bis zu 40 m2 sind 
Flachdächer gestattet, sofern ihr Charakter und ihre bauliche Umgebung dies erlaubt. 
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C. Wohnzonen 
ARTIKEL 21  

Grundmasse  
Abs. 1  
Es gelten die folgenden Werte als Minimal- bzw. Maximalbeschränkungen: 

 W/1.2 W/1.6 W/2.0 WG/2.0 W/2.5 WG/2.5 
- Baumassenziffer (m3/m2)       
 • für Hauptgebäude 1.2 1.6 2.0 2.0 2.5 2.5 
 • für Klein- und Anbauten 0.12 0.16 0.2 0.2 0.25 0.25 
- Kleiner Grundabstand (m) 4.0 4.0 5.0 5.0 5.0 5.0 
- Grosser Grundabstand (m) 8.0 5.0 10.0 10.0 10.0 10.0 
- Fassadenhöhe 
 traufseitig (m) 

 
6.5 

 
7.5 

 
7.5 

 
7.5 

 
10.5 

 
10.5 

- Fassadenhöhe Schrägdach 
 giebelseitig (m) 

 
11.5 

 
14.5 

 
14.5 

 
14.5 

 
17.5 

 
17.5 

- Fassadenhöhe Flachdach 
 giebelseitig gilt gleichzeitig 
 auch als Gesamthöhe (m) 

 
 

9.0 

 
 

11.0 

 
 

11.0 

 
 

11.0 

 
 

14.0 

 
 

14.0 
- Gebäudelänge/Gesamtlänge (m) 20.0 25.0 30.0 30.0 40.0 40.0 
- Grundabstand für  
 Klein- und Anbauten (m) 

 
3.5 

 
3.5 

 
3.5 

 
3.5 

 
3.5 

 
3.5 

 

Abs. 2  
- 
Abs. 3  
Die Aufteilung der zulässigen Nutzung auf Dach-, Unter- und Vollgeschosse ist im Rahmen der 
erlaubten trauf- und giebelseitigen Fassadenhöhe frei. 
 
ARTIKEL 22  

Abstände  
Grosser Grundabstand 
Abs. 1  
Der grosse Grundabstand gilt wahlweise gegenüber der West- oder Südfassade. 
Mehrlängenzuschlag 
Abs. 2  
Gegenüber Fassaden, deren Länge 15.0 m übersteigt, sind die Grundabstände um einen Viertel 
der Mehrlänge zu vergrössern. Beim grossen Grundabstand ist kein Mehrlängenzuschlag zu 
beachten. 
 
ARTIKEL 23  

Bauweise  
Offene und geschlossene Bauweise 
Abs. 1  
In der Zone W/1.2 sind die Gebäude in offener Überbauung zu erstellen. In den übrigen Zonen ist 
das Zusammenbauen mehrerer Gebäude im Rahmen der zonengemässen Gesamtlänge 
gestattet. 
Terrassenhäuser und ähnliche Überbauungsarten 
Abs. 2  
Terrassenhäuser und ähnliche Überbauungen sind nur in den Zonen W/1.6 und W/2.0 im 
Rahmen eines Gestaltungsplanes zulässig. 
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ARTIKEL 24  

Dächer  
Dachformen 
Es sind Sattel-, Pult- und Flachdächer zulässig. 
 

ARTIKEL 25  

Freilegen von Untergeschossen  
Abs. 1  
In allen Wohnzonen ist das Freilegen von Untergeschossen nur bis 1.5 m unterhalb des 
massgebenden Terrains zulässig. Derartige Abgrabungen dürfen höchstens die Hälfte des 
Gebäudeumfanges betreffen. 
Abs. 2  
In der Wohnzone W/1.2 dürfen Abgrabungen nur soweit erfolgen, als dadurch die maximal 
zulässige Fassadenhöhe von 6.5 m sichtbar wird. 
Abs. 3  
Von diesen Beschränkungen ausgenommen sind Kellerzugänge, Hauszugänge sowie Einfahrten 
zu Einzel-, Doppel- oder Sammelgaragen. 
 

ARTIKEL 26  

Nutzweise  
Wohnzonen 
Abs. 1  
Nutzweisen, die zur Ausstattung eines Wohnquartiers gehören und die Wohnqualität weder durch 
ihre Erscheinung noch durch ihr Verkehrsaufkommen schmälern, zulässig. Zur Ausstattung eines 
Wohnquartiers gehören insbesondere Betriebe zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 
des täglichen Bedarfs sowie Begegnungsorte für die Anwohner. 
Wohnzonen mit Gewerbeerleichterung 
Abs. 2  
In den Wohnzonen mit Gewerbeerleichterung sind auch mässig störende Betriebe zulässig. 
Abs. 3  
Für dauernd gewerblich genutzte Gebäudeteile in den Wohnzonen mit Gewerbeerleichterung 
gelten folgende Erleichterungen: 
a) Die Baumassenziffer für Hauptgebäude darf um maximal 1/5 der Grundziffer erhöht werden. 
b) Der Grundabstand kann für Gebäudeteile mit einer grössten Höhe von 4.5 m auf 3.5 m 

reduziert werden, wobei jedoch gegenüber Parzellen in Wohnzonen die Grenz- und 
Gebäudeabstände gemäss Art. 21 Abs. 1 einzuhalten sind. 

Abs. 4  
In der Wohnzone mit Gewerbeerleichterung WG 2.5 Itasruhstieg / Schützenstrasse gilt ein 
Mindestgewerbeanteil von 20 %. 
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ARTIKEL 27  

Arealüberbauung  
Abs. 1 
Arealüberbauungen sind in allen Wohnzonen ausser in den Zonen W/1.2 zulässig.  
Abs. 2  
Die Arealfläche muss mindestens 4'000 m2 betragen. 
Abs. 3  
Gegenüber Grundstücken und Gebäuden ausserhalb der Arealüberbauungen sind die 
zonengemässen Abstände einzuhalten. 
Abs. 4 
Die Baumassenziffer darf gegenüber der Regelüberbauung um max. 1/10 erhöht werden. 
Abs. 5 
Die zonengemässe Gebäudelänge kann überschritten werden. 
Abs. 6 
In den Zonen W/1.6, W/2.0 und WG/2.0 kann die Fassadenhöhe auf 10.5 m erhöht werden, wenn 
kein Untergeschoss über dem gestalteten Terrain in Erscheinung tritt. 
Abs. 7 
Veränderungen an bestehenden Arealüberbauungen sind nur zulässig, wenn 
a) die ursprüngliche Grundkonzeption beibehalten oder 
b) eine neue Arealüberbauung vorgelegt wird. 
 
ARTIKEL 28  

Gestaltungsplanpflicht  
Bereiche mit Gestaltungsplanpflicht 
Abs. 1  
Für die im Zonenplan speziell gekennzeichneten Gebiete sind Gestaltungspläne gemäss § 83 ff. 
PBG aufzustellen. Die Gestaltungsplanpflicht kann auch mit privaten Gestaltungsplänen erfüllt 
werden. 
Abs. 2  
Bei zweckmässiger Unterteilung des jeweiligen Gebietes können mehrere Gestaltungspläne 
aufgestellt werden, die nicht gleichzeitig festzusetzen sind. Dabei ist ein Erschliessungsnachweis 
für das ganze gestaltungsplanpflichtige Gebiet zu erbringen. 
Abs. 3  
In allen Gebieten sind Bauten, Anlagen und Umschwung besonders gut zu gestalten sowie 
zweckmässig auszustatten. Zudem ist eine gute städtebauliche und architektonische 
Gesamtwirkung zu erzielen. Dies gilt auch für die Gestaltung des öffentlich zugänglichen 
Raumes, von Plätzen, Pärken und anderen Freiräumen. 
Gebiet Kohlfirst 
Abs. 4  
Im Gebiet Kohlfirst sind dem Gestaltungsplan folgende gebietsspezifische Ziele zugrunde zu 
legen: 
a) Vielfältig nutzbare Freizeit- und Erholungsflächen mit hoher Aufenthaltsqualität 
b) Rationelle Erschliessung und Parkierung 
c) Umweltschonende und zukunftsorientierte Energieversorgung der Bauten für Wärme und 

Warmwasser. 
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Gebiet Bahnhof 
Abs. 5  
Im Gebiet Bahnhof sind dem Gestaltungsplan folgende gebietsspezifische Ziele zugrunde zu 
legen: 
a) Mischnutzung in einer hohen baulichen Dichte und mit einer angemessenen und attraktiven 

Aussenraumgestaltung 
b) Möglichst direkte und sichere Verkehrsbeziehungen für den Langsamverkehr von und zum 

Bahnhofgebiet, insbesondere jene im Zusammenhang mit dem Einkaufsgebiet 
c) Abstimmung der Umgebungsgestaltung mit der Gestaltung der Diessenhoferstrasse 
d) Die Einhaltung der Planungswerte und eine gute Wohnqualität in Bezug auf Lärm sind 

sicherzustellen 
Gebiet Toggenburg 
Abs. 6  
Im Gebiet Toggenburg sind dem Gestaltungsplan folgende gebietsspezifische Ziele zugrunde zu 
legen: 
a) Überbauung mit attraktiven Aussenräumen 
b) Förderung des nichtmotorisierten Verkehrs durch ein attraktives und direktes Fuss- und 

Radwegnetz sowie durch die Anbindung an den öffentlichen Verkehr (Bushaltestellen)  
c) Zweckmässige Lage und Anordnung der Zugänge zum angrenzenden Naherholungsgebiet 
d) Umweltschonende und zukunftsorientierte Energieversorgung der Bauten für Wärme und 

Warmwasser. 
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D. Industrie- und Gewerbezone 
ARTIKEL 29  

Nutzweise  
Abs. 1  
In der Industriezone und der Gewerbezone sind auch Handels- und Dienstleistungsbetriebe 
zulässig. 
Abs. 2  
Stark störende Betriebe sind nicht zulässig. 
 
ARTIKEL 30  

Grundmasse  
Abs. 1  
Es gelten folgende Grundmasse: 

 Gewerbezone Industriezone  
- Baumassenziffer max. 3.5 5  
- Gesamthöhe max. (m) 10.5 12.5  
- Grundabstand min. (m) 3.5 3.5  
 

Abs. 2 
Die Gesamthöhe von Gebäuden gemäss Abs. 1 dürfen in der Gewerbezone Chüngelibach eine 
horizontale Ebene auf 452.00 m.ü.M. nicht überragen. 
Abs. 3 
Unabdingbare technische Aufbauten können in begründeten Fällen und wenn sie nur punktuell in 
Erscheinung treten, die zulässige Gesamthöhe bis maximal 2.0 m übersteigen. 
Abs. 4 
Gegenüber Parzellen in Wohnzonen sind die Grenz- und Gebäudeabstände samt Mehrlängen- 
und Mehrhöhenzuschlägen der entsprechenden Wohnzone einzuhalten. 
Abs. 5 
Das Bauen an die Grundstücksgrenze ist im Rahmen von § 287 PBG, jedoch nicht gegenüber 
anderen Zonen, gestattet. 
 
ARTIKEL 31  

Bauweise  
Geschlossene Bauweise 
Innerhalb der Gewerbe- und Industriezonen ist die geschlossene Bauweise zulässig und die 
Bautiefe nicht beschränkt. 
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E. Zone für öffentliche Bauten 
ARTIKEL 32  

Grundmasse  
Abs. 1  
Es gelten die kantonalen Vorschriften. 
Abs. 2  
Gegenüber Grundstücken in anderen Zonen sind die Grenz- und Gebäudeabstände sowie die 
Mehrlängenzuschläge der entsprechenden Zone einzuhalten. 
 
ARTIKEL 33  

Bauweise  
Geschlossene Bauweise 
Die geschlossene Überbauung ist erlaubt. 
 

F. Erholungszone 
ARTIKEL 34  

Nutzweise  
Abs. 1  
In der Erholungszone Ea sind Garten- und Gerätehäuschen sowie gemeinschaftliche Gebäude, 
die für den Betrieb der Familiengartenareale notwendig sind, zulässig. 
Abs. 2  
In der Erholungszone Eb sind Gebäude und Anlagen zulässig, sofern sie für den Betrieb der 
Freizeitanlage und den Campingplatz notwendig sind und sich gut in die Umgebung einordnen. 
 
ARTIKEL 35  

Grundmasse  
Abs. 1  
In der Erholungszone Ea gelten folgende Grundmasse: 

- Gebäudegrundfläche max. (m2)  10.0  
- Gesamthöhe max. (m)  3.0  
 

Abs. 2  
In der Erholungszone Eb gelten folgende Grundmasse: 

- Fassadenhöhe traufseitig max. (m) 4.0  
- Fassadenhöhe giebelseitig bei Schrägdachbauten max. (m) 7.0  
- Fassadenhöhe giebelseitig bei Flachdachbauten max. (m) 4.0  
- Grundabstand min. (m) 3.5  
 
ARTIKEL 36  

Abstände  
Grundabstände 
Gegenüber Grundstücken in anderen Zonen sind die Grenz- und Gebäudeabstände sowie die 
Mehrlängenzuschläge der entsprechenden Zone einzuhalten. 
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III. WEITERE MATERIELLE BESTIMMUNGEN 
 
ARTIKEL 37  

Abstellplätze  
Grenzbedarf für Personenwagen 
Abs. 1  
Der Grenzbedarf richtet sich nach den folgenden spezifischen Bedarfswerten für 
Personenwagen-Abstellplätze: 
 Bewohner und Beschäftigte Besucher und Kunden  
Wohnhäuser:    
- Einfamilienhäuser 2 PP / EFH ---  
- Reiheneinfamilienhäuser 2 PP / REFH 1 PP pro 4 Wohnungen  
- Mehrfamilienhäuser 1 PP pro 80 m2 GNF, 

min. aber 1 PP pro Wohnung 
1 PP pro 4 Wohnungen  

Gastbetriebe:    
- Restaurant, Café 1 PP / 40 Sitzplätze 1 PP / 6 Sitzplätze  
    

Verkaufsgeschäfte:    
- Lebensmittel 1 PP / 150 m2 GNF 1 PP / 30 m2 GNF  
- nicht Lebensmittel 1 PP / 150 m2 GNF 1 PP / 60 m2 GNF  
Büros und Dienstleistungen:    
- publikumsorientierte DL-Betriebe 1 PP / 50 m2 GNF 1 PP / 100 m2 GNF  
- reine Büro-Betriebe 1 PP / 50 m2 GNF 1 PP / 500 m2 GNF  
 

Abs. 2  
Bei anderen Nutzungen ist die Zahl der Abstellplätze nach der VSS-Norm SN 640 281 zu 
bestimmen. 
Abs. 3  
Als Gesamtnutzfläche (GNF) gilt die Summe aller für Wohn- oder Arbeitszwecke genutzten 
Geschossflächen inkl. Dach-, Attika- und Untergeschosse, ohne Aussenwandanteil. 
Massgeblicher Bedarf für Personenwagen 
Abs. 1  
In Gebieten mit guter Erschliessung durch öffentliche Verkehrsmittel wird die Anzahl der zu 
erstellenden Pflichtparkplätze für Bewohner, Beschäftigte, Besucher und Kunden auf den in der 
nachstehenden Tabelle angegebenen Wert in Prozenten des Grenzbedarfs herabgesetzt. Für die 
Zuteilung der einzelnen Grundstücke zu den Reduktionsgebieten (Güteklassen) ist der zur Bau- 
und Zonenordnung gehörende Übersichtsplan "Reduktionsgebiete Autoabstellplätze" 
massgebend. 
Abs. 2  

Massgeblicher Bedarf in % des Grenzbedarfs: 
 Bewohner Beschäftigte Besucher und Kunden 
ÖV-Güteklasse: min. max. min. max. min. max. 
Klasse C 70 % 100 % 45 % 65 % 50 % 80 % 
Klasse D 85 % 100 % 60 % 100 % 70 % 100 % 
Klasse E  100 % -- 90 % -- 90 % -- 
 

Abs. 3  
Die Zahl der Fahrzeugabstellplätze für Bewohner, Beschäftigte, Besucher und Kunden kann 
innerhalb der festgelegten Minimal- und Maximalvorschrift frei von der Bauherrschaft bestimmt 
werden. 
Abs. 4  
Ergibt die Berechnung der Abstellplätze keine ganze Zahl, werden Bruchteile am Ende der 
Berechnung aufgerundet. 
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Besondere Verhältnisse  
Abs. 1 
Von der minimalen und maximalen Zahl an Abstellplätzen kann aus zwingenden Gründen abge-
wichen werden, insbesondere wenn ein wesentliches öffentliches Interesse besteht oder wenn 
andere besondere Gründe dies rechtfertigen. Eine solche Abweichung ist im baurechtlichen Ent-
scheid zu begründen. 
Abs. 2  
Abstellplätze für betriebsnotwendige Motorfahrzeuge wie Taxis, Lieferwagen, Aussendienstfahr-
zeuge oder bei Garagenbetrieben dürfen zusätzlich zum massgeblichen Bedarf erstellt werden. 
Abstellplätze für Kinderwagen und Zweiräder bei Mehrfamilienhäusern 
Bei Mehrfamilienhäusern sind genügend grosse und möglichst ebenerdig zugängliche 
Abstellräume vorzusehen. 
a) Für Kinderwagen und Velos in der Nähe des Treppenhauses. 
b) Für Motorfahrräder und Motorräder in der Nähe der Garagen. 
Abstellplätze für Zweiräder bei Betrieben 
Bei Verkaufsgeschäften, Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben ist ein Zweirad-
abstellplatz pro Autoabstellplatz zu erstellen. Wenn es die örtlichen Verhältnisse zulassen, sind 
die Zweiradabstellplätze gegen Witterungseinflüsse zu schützen. 
 
ARTIKEL 38  

Spiel- und Ruheflächen  
Abs. 1  
Die Pflicht, Spiel- und Ruheflächen auszugestalten, gilt bei Mehrfamilienhäusern, Reihenhäusern 
sowie Terrassenhäusern und ähnlichen Überbauungsarten. 
Abs. 2 
Die Spiel- und Ruheflächen müssen mindestens 10 % der anrechenbaren Grundstücksfläche 
betragen. 
 
ARTIKEL 39  

Kehrrichtabstellplätze  
Bei Mehrfamilienhäusern sind Abstellplätze für das Abfuhrgut vorzusehen, die sich gut einordnen 
und von den öffentlichen Strassen gut zugänglich sind. 
 
ARTIKEL 40  

Baulinien  
Fassadenhöhe aufgrund der Verkehrsbaulinie 
Abs. 1  
Die Verkehrsbaulinien sind für die Bemessung der Fassadenhöhe nicht massgebend. 
Abstände bei fehlender Baulinie 
Abs. 2  
Für abstandsfreie Gebäude gemäss § 269 PBG gilt gegenüber kommunalen Wegen und 
Strassen ohne Verkehrsbaulinien ein minimaler Strassenabstand von 3.5 m. 
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ARTIKEL 41  

Kommunaler Mehrwertausgleich  
Abs. 1  
Auf Planungsvorteile, die durch Auf- oder Umzonungen entstehen, erhebt die Gemeinde eine 
Mehrwertabgabe im Sinne von § 19 des Mehrwertausgleichgesetztes (MAG). 
Abs. 2  
Die Freifläche gemäss § 19 PBG Abs. 2 MAG beträgt 1'400 m2. 
Abs. 3  
Die Mehrwertabgabe beträgt 20 % des um Fr. 100'000.- gekürzten Mehrwertes. 
Abs. 4  
Die Erträge aus den Mehrwertabgaben fliessen in den kommunalen Mehrwertausgleichsfonds 
und werden nach Massgabe des Fondsreglements verwendet. 
 
 

IV. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
 
ARTIKEL 42  

Inkrafttreten  
Die Bau- und Zonenordnung der Gemeinde Feuerthalen, welche die Gemeindeversammlung am 
3.9.2025 festgesetzt hat, wird mit Rechtskraft der kantonalen Genehmigung verbindlich. Der 
Gemeinderat publiziert das Datum der Inkraftsetzung gemäss §  6 PBG. 
 
Von der Gemeindeversammlung festgesetzt am: 
22. September 1995, 29. November 1996, 17. März 2015 und 3. September 2025 
 
 

Namens der Gemeindeversammlung: 
Der Präsident: Der Schreiber: 
 
 
 
Jürg Grau Markus Strobl 
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